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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordnete 

Cornelia 

Pieper 

(FDP) 


Wie erklärt die Bundesregierung, dass lediglich 
16 Mio. Euro in die neuen Länder abgeflossen 
sind, obwohl der Flaushaltsansatz für das Pro- 
gramm „Kultur in den neuen Ländern“ 
23 Mio. Euro betrug? 


Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 21. Oktober 2003 

Die ursprünglich für 2003 vom Bundesministerium der Finanzen vor- 
gesehene Summe von 20 Mio. Euro wurde auf 23 Mio. Euro erhöht. 

Davon wurden 16 Mio. Euro wie in den vergangenen Jahren nach 
Länderquote vergeben. 

Mit den übrigen Mitteln in Höhe von 7 Mio. Euro werden Investi- 
tionen für nationale Kultureinrichtungen in Ostdeutschland (Titel 
894 22) finanziert. 

Dieser Titel war zunächst mit keinen Mitteln ausgestattet worden. Er 
ist jedoch durch einen Haushaltsvermerk mit dem Titel des Pro- 
gramms Kultur in den neuen Ländern deckungsfähig. 


2. Abgeordnete In welche Kulturobjekte und in welche Länder 

Cornelia sind die restlichen 7 Mio. Euro geflossen? 

Pieper 

(FDP) 


Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 21. Oktober 2003 

Aus Titel 894 22 werden folgende Maßnahmen finanziert: 

• Architektenwettbewerb für die Moritzburg in Halle (ST); 

• Umzug und Ausstattung der Anna-Amalia-Bibliothek in Weimar 
(TH); 

• Anschaffung einer Heizungs- und Klimaanlage für die Staatlichen 
Museen Schwerin (MV); 

• Gedenkstätte Otto Weidt (B); 

• Sanierung Bühnenaufzüge Nationaltheater Weimar (TH); 

• Kunstfest Weimar (TH); 

• Sanierung Einsteinhaus Caputh (BB); 
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• Wanderausstellung Konferenz Nationaler Kultureinrichtungen; 

• Dauerausstellung Filmmuseum Potsdam (BB). 

Es liegen zudem weitere Anträge national bedeutsamer Kultureinrich- 
tungen Ostdeutschlands vor, über die noch nicht abschließend ent- 
schieden wurde. 


3. Abgeordnete Welcher Verteilungsschlüssel wurde für die 

Cornelia neuen Länder im Einzelnen angewandt? 

Pieper 

(FDP) 

Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 21. Oktober 2003 

Die im Rahmen des Programms Kultur in den neuen Ländern verfüg- 
baren 16 Mio. Euro wurden nach einer Quote vergeben, die sich an 
der Einwohnerzahl der betroffenen Länder orientiert. 

Daraus ergibt sich folgender Schlüssel: 


Land Berlin** 

1,403 Mio. Euro 

Land Brandenburg 

2,751 Mio. Euro 

Land Mecklenburg-Vorpommern 

1,853 Mio. Euro 

Land Sachsen 

4,660 Mio. Euro 

Land Sachs en-Anhalt 

2,751 Mio. Euro 

Land Thüringen 

2,582 Mio. Euro. 


*) für den ehemaligen Ostteil der Stadt. 


4. Abgeordnete 

Cornelia 

Pieper 

(FDP) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, das Vermö- 
gen der früheren DDR-Außenhandelsfirma 
Novum in Flöhe von mehr als 250 Mio. Euro, 
das nach einer Entscheidung des Oberverwal- 
tungsgerichts Berlin vom 23. September 2003 
der Bundesrepublik Deutschland zusteht, zur 
Aufstockung der Kulturförderung zugunsten 
der neuen Bundesländer zu verwenden, und 
wenn ja, in welcher Höhe? 


Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 21. Oktober 2003 

Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien, Staats- 
ministerin Dr. Christina Weiss, hat angeregt, das Vermögen der frühe- 
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ren DDR- Außenhandelsfirma Novum für die Weiterentwicklung der 
kulturellen Infrastruktur in den neuen Bundesländern einzusetzen und 
ein mehrjähriges Sonderprogramm aufzulegen. 

Es ist allerdings zu beachten, dass die Novum-Gelder zum Vermögen 
der Parteien und Massenorganisationen der DDR (PMO-Vermögen) 
gehören. Dessen Verwendung ist durch den Einigungsvertrag in Ver- 
bindung mit dem Parteien-Gesetz der DDR, das Altschuldenrege- 
lungsgesetz sowie durch das Gesetz über die Errichtung einer Stiftung 
zur Aufarbeitung des SED-Unrechts gesetzlich festgeschrieben. 

Im Übrigen stehen die Novum-Gelder auch noch nicht zur Verfügung. 
Sie müssen vielmehr in vermutlich noch mehrere Jahre währenden 
weiteren Prozessen durch die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben realisiert werden. 


Hat Dr. Burkhard Hirsch als Ermittler im dis- 
ziplinären Vorverfahren gegen Unbekannt 
Auskunftspersonen bzw. Zeugen vor ihrer Be- 
fragung als möglicherweise Betroffene belehrt, 
und wenn ja, wie ist dies mit § 26 Abs. 2 Bun- 
desdisziplinarordnung zu vereinbaren, wonach 
u. a. dem Betroffenen zu eröffnen ist, welche 
konkreten dienstlichen Verfehlungen ihm zur 
Last gelegt werden und wonach er das Recht 
hat, nicht zur Sache auszusagen? 

Antwort des Chefs des Bundeskanzleramtes, Staatssekretär 
Dr. Frank- Walter Steinmeier 
vom 16. Oktober 2003 

Zu der von Ihnen erneut aufgeworfenen Frage nach der Belehrung 
von Anzuhörenden hat die Bundesregierung in ihren Antworten auf 
die Fragen 33 ff. der Kleinen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU, 
Drucksache 14/4915 vom 4. Dezember 2000 umfassend Auskunft ge- 
geben. Da in der Antwort auf Frage 37 auch das Verfahren in den Fäl- 
len erläutert wurde, in denen Personen konkrete Verfehlungen zur 
Last gelegt wurden, kann auf die damaligen Ausführungen verwiesen 
werden. 


5. Abgeordnete 

Andrea 

Voßhoff 

(CDU/CSU) 


6. Abgeordnete 

Andrea 

Voßhoff 

(CDU/CSU) 


War der Chef des Bundeskanzleramtes, Staats- 
sekretär Dr. Frank-Walter Steinmeier, der für 
die Rechtmäßigkeit und Vollständigkeit der 
Vorermittlungen des Vor ermittlungsführ ers 
Dr. Burkhard Hirsch in jeder Hinsicht verant- 
wortliche Dienstvorgesetzte gemäß der Bun- 
desdisziplinarordnung, und wenn nein, warum 
nicht? 


Antwort des Chefs des Bundeskanzleramtes, Staatssekretär 
Dr. Frank- Walter Steinmeier 
vom 16. Oktober 2003 


Ja, im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen Auftragsverhältnisses. 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


7. Abgeordneter 

Hermann 

Gröhe 

(CDU/CSU) 


Inwieweit waren die Präsidentschaftswahlen in 
Tschetschenien am 5. Oktober 2003 Gegen- 
stand der Gespräche zwischen Bundeskanzler 
Gerhard Schröder und Präsident Wladimir 
Putin bei den sechsten deutsch-russischen 
Regierungskonsultationen in Jeketarinburg am 
8./9. Oktober 2003? 


Antwort des Staatsministers Hans Martin Bury 
vom 21. Oktober 2003 

Bundeskanzler Gerhard Schröder und Präsident Wladimir Putin 
haben im Rahmen der von ihnen geleiteten Deutsch-Russischen Re- 
gierungskonsultationen über die Lage in Tschetschenien nach den 
Präsidentschaftswahlen vom 5. Oktober 2003 gesprochen. 


8. Abgeordneter 

Hermann 

Gröhe 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
die Wahlen in Tschetschenien eine Farce 
waren, da das Ergebnis aufgrund der massiven 
Einflussnahme der russischen Regierung be- 
reits vorher feststand, wie dies von Politikern 
aller Fraktionen im Deutschen Bundestag so- 
wie der Beauftragten für Menschenrechtspoli- 
tik und Humanitäre Hilfe im Auswärtigen 
Amt, Claudia Roth, festgestellt wurde (vgl. 
KNA vom 6. Oktober 2003), und wenn ja, in- 
wieweit hat Bundeskanzler Gerhard Schröder 
diese Position bei seinen Unterredungen mit 
Präsident Wladimir Putin deutlich gemacht? 


Antwort des Staatsministers Hans Martin Bury 
vom 21. Oktober 2003 

Die Position der Bundesregierung kommt in den Erklärungen der Eu- 
ropäischen Union zu den Präsidentschaftswahlen in Tschetschenien 
vom 26. September 2003 und vom 8. Oktober 2003 zum Ausdruck. 
Darin hat die EU ihre ernste Besorgnis über die Voraussetzungen, 
unter denen diese Wahlen abgehalten wurden, deutlich gemacht. So 
fehlte es unter anderem an einem echten Pluralismus der Kandidatu- 
ren für das Präsidentenamt und an unabhängigen Medien. Bundes- 
kanzler Gerhard Schröder hat die Haltung der Bundesregierung in 
diesem Sinne dargelegt. 


9. Abgeordneter 

Hermann 

Gröhe 

(CDU/CSU) 


Inwieweit hat Bundeskanzler Gerhard 
Schröder bei Präsident Wladimir Putin un- 
missverständlich auf eine politische Lösung im 
Tschetschenienkonflikt - unter Einbeziehung 
authentischer Repräsentanten des tschetscheni- 
schen Volkes - gedrängt? 
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Antwort des Staatsministers Hans Martin Bury 
vom 21. Oktober 2003 

Bundeskanzler Gerhard Schröder hat bei den Gesprächen in Jekate- 
rinburg die Haltung der Bundesregierung auch zur Frage einer politi- 
schen Lösung des Tschetschenienkonflikts im Sinne der o. g. EU-Er- 
klärungen dargelegt. So hat die Europäische Union in der Erklärung 
vom 8. Oktober 2003 die russische Regierung an ihre Zusagen in Be- 
zug auf die Verbesserung der Lebensbedingungen, eine Amnestie, Au- 
tonomiebestimmungen, Entschädigungen für zerstörtes Eigentum und 
die Wiederherstellung der Rechtsstaatlichkeit erinnert. Sie hat die rus- 
sischen Behörden eindringlich aufgefordert, ihr Möglichstes zur För- 
derung eines wirklichen politischen Prozesses beizutragen und ihre 
Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen, insbesondere 
mit der OSZE, zu verstärken. Im Übrigen wurde das Thema zusätz- 
lich von Bundesminister Joseph Fischer gegenüber seinem russischen 
Amtskollegen angesprochen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


10. Abgeordneter 

Albrecht 

Feibel 

(CDU/CSU) 


In welchen Bundesministerien waren seit Be- 
ginn der 14. Wahlperiode wie viele externe 
Fachleute (beispielsweise Mitarbeiter von Ban- 
ken, Verbandsvertreter etc.) tätig, um Gesetz- 
entwürfe vorzubereiten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 23. Oktober 2003 

Seit Beginn der 14. Wahlperiode war in den nachfolgend aufgeführten 
Bundesministerien die genannte Zahl von externen Mitarbeitern zur 
Vorbereitung von Gesetzentwürfen tätig: 


Bundesministerium der Justiz: 1 

Bundesministerium der Finanzen: 3 

Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend: 1 

Bundesministerium für Verkehr, 

Bau- und Wohnungswesen: 2 

Bundesministerium für Umwelt, 

Naturschutz und Reaktorsicherheit: 3 


11. Abgeordneter Wie haben sich die Antragszahlen auf Unter- 

Stephan Stützungsleistungen sowie die Finanzausstat- 

Hilsberg tung der Bundesstiftung für ehemalige politi- 

(SPD) sehe Häftlinge seit 1990 entwickelt? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 23. Oktober 2003 

Die Stiftung für ehemalige politische Häftlinge gewährt zunächst 
Unterstützungsleistungen gemäß § 18 Häftlingshüfegesetz (HHG) zur 
Linderung einer Notlage an ehemalige politische Häftlinge im Sinne 
des HHG. Auf diese Leistungen besteht kein Rechtsanspruch (§ 17 
HHG). Nachfolgend werden die Antragszahlen sowie die Leistungs- 
summen (Zahlen in Klammern; Einheit TDM, ab 2002: T Euro) auf- 
geführt: 1990: 1 338 (796); 1991: 738 (1 765); 1992: 921 (2 566); 1993: 
200 (760); 1994: 461 (1 454); 1995: 991 (1 150); 1996: 1 031 (1 252); 
1997: 1 089 (1 147); 1998: 1 158 (1 250); 1999: 568 (836); 2000: 1 163 
(1 500); 2001: 3 364 (2 999); 2002: 4 581 (3 154); 2003 (bis Septem- 
ber): 1 101 (1 509). Die Leistungen werden aus dem Stiftungsvermö- 
gen (§ 16 Abs. 1 Satz 1 bis 3 HHG) sowie aus den jährlichen Zuwei- 
sungen aus dem Bundeshaushalt gemäß § 16 Abs. 1 Satz 4 HHG be- 
stritten. 

Die Entwicklung des Stiftungsvermögens verlief wie folgt: 1990: 
14 660 TDM; 1991: 11 900 TDM; 1992; 7 750 TDM; 1993: 4 800 
TDM; 1994: 4 700 TDM; 1995: 4 650 TDM; 1996: 6 000 TDM; 1997: 
6 160 TDM; 1998: 5 830 TDM; 1999: 5 930 TDM; 2000: 5 156 TDM; 
2001: 7 889 TDM; 2002: 2 994 T Euro; 2003: 1 380 T Euro. Hierzu ist 
zu bemerken, dass das in § 16 Abs. 1 Satz 1 HHG festgesetzte Stif- 
tungsvermögen der Stiftung nach Maßgabe der im Bundeshaushalt 
ausgebrachten Mittel zur Verfügung gestellt wurde. Infolgedessen er- 
hielt die Stiftung 1994/1995 je 3 Mio. DM, 1996 2 Mio. DM, 1997 bis 
1999 je 1 Mio. DM, 2000 0,1 Mio. DM. Darüber hinaus hat der Haus- 
haltsgesetzgeber 2001 eine einmalige Einlage in das Stiftungsvermö- 
gen in Höhe von 5 Mio. DM beschlossen. Im Rahmen der gegenseiti- 
gen Deckungsfähigkeit wurden der Stiftung in 2002 aus dem Einzel- 
plan 06 zusätzlich zu dem in § 16 Abs. 1 Satz 4 HHG vorgesehenen 
Betrag 1,625 Mio. Euro zugewiesen (vgl. im Übrigen Antworten zu 
den Fragen 12 und 14). 

Außerdem gewährt die Stiftung gemäß § 18 Abs. 1 Strafrechtliches 
Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG) an Berechtigte nach § 17 Abs. 1 
StrRehaG, die in ihrer wirtschaftlichen Lage besonders beeinträchtigt 
sind, Unterstützungsleistungen. Auf diese Leistungen besteht ein 
Rechtsanspruch. Antragszahlen und Leistungssummen stellen sich - 
entsprechend der vorstehenden Auflistung - wie folgt dar: 1993: 1 140 
(2 338); 1994: 1 078 (2 428); 1995: 1 007 (2 318); 1996: 992 (2 667); 
1997: 1 639 (4 497); 1998: 2 025 (10 000); 1999: 3 038 (11 000); 2000: 
4 837 (17 343); 2001: 4 800 (19 995); 2002: 4 843 (13 193); 2003 (bis 
September): 4 216 (7 665). Die Haushaltsmittel werden jährlich aus 
dem Bundeshaushalt zur Verfügung gestellt (Einzelplan 60). 


12. Abgeordneter Erfüllt die Entwicklung der Finanzausstattung 

Stephan das selbst gesteckte Ziel der Koalition, die Ar- 

Hilsberg beit der Stiftung für ehemalige politische Häft- 

(SPD) linge zu stärken, und versetzt sie die Stiftung 

in die Lage, ihre Aufgaben nach dem straf- 
rechtlichen Rehabilitierungsgesetz und dem 
Häftlingshüfegesetz nachhaltig zu erfüllen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 23. Oktober 2003 

Durch das Zweite Gesetz zur Verbesserung rehabilitierungsrechtlicher 
Vorschriften für Opfer der politischen Verfolgung in der ehemaligen 
DDR vom 17. Dezember 1999 (BGBl. I S. 2662) wurde § 16 Abs. 1 
Satz 4 HHG dahin gehend geändert, dass die jährlichen Zuweisungen 
aus dem Bundeshaushalt für die Haushaltsjahre 2000 bis 2005 von je 
300 TDM auf je 1,5 Mio. DM erhöht wurden. Die Gesetzesänderung 
hatte zum Ziel, die Finanzausstattung der Stiftung mit Blick auf Un- 
terstützungsleistungen gemäß § 18 HHG an Berechtigte aus dem 
Kreis der Zivildeportierten/-internierten aus den Gebieten östlich von 
Oder oder Neiße zu verbessern. Die nachfolgende Antragsentwick- 
lung (vgl. Antwort zu Frage 13) hat die der Gesetzesänderung zu 
Grunde gelegte Prognose allerdings übertroffen. Deshalb ist die Stif- 
tung in den Haushaltsjahren 2001 und 2002 mit zusätzlichen Mitteln 
(vgl. Antwort zu Frage 11) ausgestattet worden. Auch in 2003 soll eine 
zusätzliche Zuweisung erfolgen. 

Durch das soeben erwähnte Zweite Gesetz zur Verbesserung rehabili- 
tierungsrechtlicher Vorschriften sind ferner die jährlichen Mittelzu- 
weisungen des Bundes zur Gewährung von Unterstützungsleistungen 
nach dem Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG) verdop- 
pelt worden. Für die Stiftung für ehemalige politische Häftlinge wer- 
den danach ab Januar 2000 jährlich - statt bis dahin 10 Mio. DM - 
10,226 Mio. Euro (20 Mio. DM) für Leistungen nach § 18 StrRehaG 
zur Verfügung gestellt. Die Stiftung ist damit in der Lage, ihre Aufga- 
ben nach dem Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz zu erfüllen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist - unter Berücksichtigung 
auch der Antwort zu Lrage 13 - somit die Lrage nach der Zielerrei- 
chung insgesamt positiv zu beantworten (vgl. im Übrigen Antwort zu 
Lrage 14). 


13. Abgeordneter 

Stephan 

Hilsberg 

(SPD) 


Welche Anzahl an Anträgen auf Unterstüt- 
zungsleistungen geht von ehemals Verschlepp- 
ten jenseits von Oder und Neiße ein, und wel- 
che Leistungen werden ihnen bewilligt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 23. Oktober 2003 

Die von der Stiftung seit 1999 erfassten Antragszahlen für Zivildepor- 
tierte/-internierte aus den ehemaligen Reichsgebieten östlich von Oder 
und Neiße stellen sich wie folgt dar: 1999: 64; 2000: 598; 2001: 1 723; 
2002: 679; 2003 (bis September): 283. Die durchschnittliche Leis- 
tungshöhe beträgt 2 078 Euro. 


14. Abgeordneter Welche Perspektiven sieht die Bundesregie- 

Stephan rung für die Arbeit der Stiftung über das Jahr 

Hilsberg 2005 hinaus, und ist sie bereit, diese Arbeit 

(SPD) durch eine Erhöhung des Stiftungskapitals aus 
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dem ihr kürzlich zugesprochenen NOVUM- 
Vermögen zu unterstützen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 23. Oktober 2003 

§ 16 Abs. 1 Satz 4 HHG sieht jährliche Zuweisungen aus dem Bundes- 
haushalt für die Gewährung von Unterstützungsleistungen an ehemali- 
ge politische Häftlinge gemäß § 18 HHG lediglich bis 2005 vor. Der 
Gesetzgeber war im Zusammenhang mit der Aufstockung des Stif- 
tungsvermögens durch das 10. Änderungsgesetz zum HHG um 11,1 
Mio. DM der Auffassung, der Stiftung werde damit - sowie mit den 
jährlichen Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt - „die abschließende 
Erfüllung ihrer Aufgaben bis 2005“ ermöglicht (Begründung zum 
Regierungsentwurf, Allgemeiner Teil 1 [Bundestagsdrucksache 
12/5834]). Andererseits enthält das HHG keine zeitliche Begrenzung 
für Anträge auf Unterstützungsleistungen nach § 18 HHG. Da in 
2005 das Stiftungsvermögen erschöpft sein wird und keine weiteren 
Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt vorgesehen sind, muss der Ge- 
setzgeber entscheiden, ob die Leistungsgewährung nach § 18 HHG 
fortgesetzt und wie sie gegebenenfalls finanziert werden soll. Die Bun- 
desregierung wird hierzu einen Vorschlag unterbreiten. 

Zu dem Vermögen der Firma Novum ist Folgendes festzustellen: Die- 
ses Vermögen ist Teil des Vermögens der Parteien und Massenorgani- 
sationen der DDR (PMO-Vermögen). Es steht zurzeit noch nicht zur 
Verwendung bereit, sondern muss größtenteüs in vermutlich noch 
mehrere Jahre währenden Zivilprozessen in der Schweiz durch die 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BvS) erstrit- 
ten werden. 

Die Verwendung des PMO-Vermögens ist durch den Einigungsver- 
trag in Verbindung mit dem Parteien-Gesetz der DDR sowie durch 
das Gesetz über die Errichtung einer Stiftung zur Aufarbeitung der 
DDR-Diktatur gesetzlich festgelegt. Nach der Maßgaberegelung des 
Einigungsvertrages ist es „zugunsten gemeinnütziger Zwecke, insbe- 
sondere der wirtschaftlichen Umstrukturierung“ in den neuen Län- 
dern zu verwenden. Nach § 3 Abs. 3 des Stiftungsgesetzes sind Mittel 
aus dem PMO-Vermögen „im Rahmen der Verfügbarkeit ... vorrangig 
zur Erfüllung des Stiftungszwecks zu verwenden“. Für weitere Ver- 
wendungen ist danach kein Raum. 


15. Abgeordneter 

Wilhelm Josef 
Sebastian 

(CDU/CSU) 


Welche Eingliederungsleistungen und sonsti- 
gen staatlichen Vergünstigungen erhalten jüdi- 
sche Kontingentflüchtlinge aus den Staaten 
der ehemaligen UdSSR zurzeit in der Bundes- 
republik Deutschland, und welche Planungen 
hat die Bundesregierung für die zukünftige 
Ausgestaltung dieser Leistungen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 23. Oktober 2003 

Die Aufnahme jüdischer Emigranten aus den Staaten der ehemaligen 
Sowjetunion beruht auf einem Beschluss der Regierungschefs 
des Bundes und der Länder (Ministerpräsidentenkonferenz) vom 
9. Januar 1991. 

Die zügige Integration jüdischer Emigranten liegt im nationalen Inte- 
resse. Sie erhalten, wie sonst Personen, die nach dem Kontingent- 
flüchtlingsgesetz (HumHAG) aufgenommen werden, Eingliederungs- 
hilfen. Die Kosten dafür trägt der Bund. 

Neben Sprachförderung und Eingliederungshilfe unter den Vorausset- 
zungen der §§419 ff. Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) erhal- 
ten jüdische Zuwanderer im Alter bis zu 30 Jahren, die keine Vorbe- 
schäftigungszeiten im Herkunftsland haben, Sprachförderung aus den 
Mitteln des Garantiefonds (Richtlinien des Garantiefonds Schul- und 
Bildungsbereich - RL-GF-SB - und Richtlinien des Garantiefonds 
Hochschulbereich - RL-GF-H) in der Zuständigkeit des Bundesminis- 
teriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Jüdische Zuwan- 
derer im Alter von 30 bis 50 Jahren, die bereits im Herkunftsland ein 
Hochschulstudium absolviert haben und deren Abschluss in Deutsch- 
land nicht oder nur teilweise anerkannt wird, können durch die Otto 
Benecke Stiftung e. V., Bonn, im Akademikerprogramm des Bundes- 
ministeriums für Bildung und Forschung gefördert werden. Außer- 
dem wird im Rahmen des Flüchtlingsprogramms der Bundesregie- 
rung aus Mitteln des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frau- 
en und Jugend die Zentralwohlfahrtstelle der Juden in Deutschland 
e. V. zur Durchführung von Integrationsmaßnahmen mit insgesamt 
460 000 Euro jährlich gefördert. 

Sozialhüferechtlich sind sie Deutschen gleichgestellt. Sie erhalten ge- 
mäß § 284 Abs. 1 Nr. 2 SGB III Zugang zum Arbeitsmarkt. Die so- 
zialhüferechtlichen Leistungen, die Zuwanderer nur erhalten, soweit 
sie nicht selbst für ihren Lebensunterhalt sorgen können, regeln die 
Vorschriften des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG). Die Durchfüh- 
rung des BSHG sowie die Unterbringung der jüdischen Emigranten 
sind Angelegenheiten der Länder und Kommunen. Es besteht auch 
die Möglichkeit, Leistungen nach dem Grundsicherungsgesetz (GSiG) 
zu beantragen. 

Nach dem BSHG wird ein durchschnittlicher Bedarf im Rahmen der 
Hilfe zum Lebensunterhalt z. B. für ein Ehepaar mit drei Kindern in 
Höhe von 1 889 Euro in den alten Bundesländern und in Höhe von 
1 746 Euro in den neuen Bundesländern anerkannt. Einbezogen sind 
hierin bereits die Kosten für die Kaltmiete, die Heizungskosten und 
einmalige Leistungen. Danach würde sich pro Jahr für den vorgenann- 
ten Personenkreis ein Sozialhilfebetrag in Höhe von bis zu 22 668 Eu- 
ro in den alten und 20 952 Euro in den neuen Bundesländern ergeben. 

Einen Anspruch auf Rente haben jüdische Emigranten nur dann, 
wenn sie in Deutschland erwerbstätig waren und Beiträge in die Ren- 
tenversicherung eingezahlt haben. Als Zuwanderer im Rentenalter 
können sie keine Rente erhalten. Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld 
oder Arbeitslosenhilfe besteht nur dann, wenn sie bereits in Deutsch- 
land gearbeitet und Beiträge zur Arbeitslosenversicherung abgeführt 
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haben. Sowohl bei Sozialhilfe - als auch beim Arbeitslosengeld - und 
Arbeitslosenhilfebezug besteht bei Vorliegen der gesetzlichen Voraus- 
setzungen Anspruch auf Krankenversicherungsleistungen bzw. Kran- 
kenhilfe nach dem BSHG. 

Mit Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes wird ein gesetzlicher 
Mindestrahmen staatlicher Integrationsangebote geschaffen, der für 
alle Zuwanderungsgruppen (Spätaussiedler, anerkannte Asylbewerber 
und übrige Ausländer) gilt. Dieses Angebot wird vor allem Sprach- 
kurse und Orientierungskurse zur Einführung in die Rechtsordnung, 
Kultur und Geschichte in Deutschland umfassen. 


16. Abgeordneter 

Wilhelm Josef 
Sebastian 

(CDU/CSU) 


Wie hat sich die Zahl der jüdischen Kontin- 
gentflüchtlinge aus den Staaten der ehemaligen 
UdSSR seit 1991 bis heute entwickelt, und wel- 
che Planungen hat die Bundesregierung für zu- 
künftige Steuerung dieser Zuwanderung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 23. Oktober 2003 

Seit dem Beschluss der Ministerpräsidentenkonferenz von 1991 haben 
insgesamt 184 723 jüdische Emigranten in Deutschland Aufnahme 
gefunden. Die jährlichen Zuwanderungszahlen können im Einzelnen 
der Übersicht entnommen werden. 


Jahr 

Jahreszugang 

Gesamt 

vor 1993 


8 535 

1993 

16 597 

25 132 

1994 

8 811 

33 943 

1995 

15 184 

49 127 

1996 

15 959 

65 086 

1997 

19 437 

84 523 

1998 

17 788 

102 311 

1999 

18 205 

120 516 

2000 

16 538 

137 054 

2001 

16 711 

153 765 

2002 

19 262 

173 027 

bis 30. 09. 2003 

11 696 

184 723 


Quelle: BVA Köln, Ref. III, BAFI, Ref. 31 


Die Aufnahme jüdischer Emigranten aus den Staaten der ehemaligen 
Sowjetunion beruht auf dem Beschluss der Ministerpräsidentenkon- 
ferenz von 1991, dessen Zielsetzung vor allem die Stärkung der jüdi- 
schen Gemeinden in Deutschland war. Von diesem Motiv wird sich 
die Bundesregierung auch weiterhin leiten lassen. 
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17. Abgeordnete 

Marita 

Sehn 

(FDP) 


Wie viele Menschen können in Deutschland, 
da sie längerfristig oder kurzzeitig über keinen 
festen Wohnsitz verfügen, ihr Wahlrecht nicht 
oder nur eingeschränkt ausüben, und inwieweit 
teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
vor allem sozial benachteiligte Gruppen, wie 
z. B. Obdachlose, damit keine Möglichkeit 
haben an der politischen Meinungsbildung 
mitzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 20. Oktober 2003 

Die Teilnahme an einer Bundestagswahl setzt nicht zwingend voraus, 
dass die betreffende Person über einen festen Wohnsitz verfügen 
muss. Wahlberechtigt bei den Wahlen zum Deutschen Bundestag sind 
auch solche Deutsche, die - ohne eine Wohnung innezuhaben - sich 
sonst gewöhnlich aufhalten (§ 12 Abs. 1 Nr. 2 des Bundeswahlgeset- 
zes). Gleiches gilt bei Europawahlen (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 des Europa- 
wahlgesetzes). 

Da notwendige Voraussetzung für die Ausübung des Wahlrechts die 
Eintragung in ein Wählerverzeichnis ist, müssen Wahlberechtigte, die 
sich im Wahlgebiet - ohne eine Wohnung innezuhaben - sonst ge- 
wöhnlich aufhalten, einen Antrag auf Eintragung in ein Wählerver- 
zeichnis stellen (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b der Bundeswahlord- 
nung - BWO). Der Antrag ist schriftlich bis spätestens zum 21. Tage 
vor der Wahl zu stellen (§18 Abs. 1 BWO). Zuständig ist die Gemein- 
debehörde, in der der Wahlberechtigte seinen Antrag stellt (§ 17 
Abs. 2 Nr. 2 BWO). Gleiches gilt bei Europawahlen (§15 Abs. 2 
Nr. 1 Buchstabe b, § 16 Abs. 2 Nr. 2, § 17 Abs. 1 der Europawahlord- 
nung - EuWO). 

Deshalb haben auch Personen, die über keinen festen Wohnsitz verfü- 
gen, die Möglichkeit, an der politischen Meinungsbildung mitzuwir- 
ken. 


18. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(FDP) 


Wie viele Beamte und Angestellte des Bundes 
wurden 2002 aufgrund von pflichtwidrigem 
Umgang mit öffentlichen Mitteln strafrechtlich 
bzw. disziplinarisch zur Verantwortung gezo- 
gen? 


19. Abgeordneter Wie viele waren es in den drei Jahren davor? 

Jürgen 

Türk 

(FDP) 
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20. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(FDP) 


Wie viel Bußgeld wurde 2002 aufgrund pflicht- 
widrigen Umgangs mit öffentlichen Mitteln 
eingefordert, und in wie vielen Fällen kam es 
zur Kürzung der Dienstbezüge? 


21. Abgeordneter 

Jürgen 

Türk 

(FDP) 


Wie viele Verweise bzw. Entfernungen aus 
dem öffentlichen Dienst gab es 2002 aufgrund 
pflichtwidrigen Umgangs mit öffentlichen Mit- 
teln? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 16. Oktober 2003 

Der Bundesregierung liegen keine statistischen Angaben über Beam- 
tinnen und Beamte des Bundes vor, die aufgrund von pflichtwidrigem 
Umgang mit öffentlichen Mitteln strafrechtlich bzw. disziplinarrecht- 
lich zur Verantwortung gezogen wurden. Zwar werden Vermögens- 
delikte insgesamt erfasst, eine Differenzierung wie in der Fragestel- 
lung wird dabei aber nicht vorgenommen. Insgesamt wurden 2002 
wegen Unterschlagung bzw. Untreue und Reisekostenbetrug 26 
Beamtinnen und Beamte zur Verantwortung gezogen. Dabei erfolgten 
drei Zurückstufungen. Es wurden ferner neun Geldbußen verhängt, 
acht Kürzungen der Dienstbezüge, eine Kürzung des Ruhegehalts 
sowie vier Verweise ausgesprochen. In einem Fall erfolgte die Entfer- 
nung aus dem öffentlichen Dienst. 

Ein Vergleich mit den drei davor liegenden Jahren ist nicht möglich. 
Das Bundesdisziplinarrecht wurde mit dem am 1. Januar 2002 in 
Kraft getretenen Disziplinarneuordnungsgesetz grundlegend refor- 
miert. Die bis dahin vom Bundesdisziplinaranwalt durchgeführten Er- 
hebungen lassen jedoch einen Vergleich zu den nach neuem Recht er- 
fassten Daten schon wegen der systembedingten Unterschiede zwi- 
schen der alten Bundesdisziplinarordnung und dem neuen Bundesdis- 
ziplinargesetz nicht zu. Dies resultiert u. a. aus den verfahrensrecht- 
lichen Änderungen im Disziplinarrecht. Auch hat der Bundesdiszi- 
plinaranwalt in seinen jährlichen Berichten zwar bei der Anzahl der 
eingeleiteten Verfahren nach der Art der Verfehlungen differen- 
ziert, nicht aber nach der Anzahl und Art der Verfehlungen, die eine 
Disziplinarmaßnahme nach sich zogen. 

Angaben zu Angestellten liegen ebenfalls nicht vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


22. Abgeordneter 

Thomas 

Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die nach den bilateralen Ver- 
trägen EU-Schweiz seit dem 1. Juni 2002 ge- 
troffene Regelung hinsichtlich der Kindergeld- 
zahlung für Grenzgängerfamilien bei getrennt 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-13- 


Drucksache 15/1829 


lebenden oder geschiedenen oder alleinstehen- 
den Elternteilen dazu führen kann, dass der 
vorrangige Kindergeldanspruch nicht bei dem 
Elternteil liegt, in dessen Elaushalt die Kinder 
leben, und wenn ja, welche Lösungsmöglich- 
keiten sieht die Bundesregierung außer dem 
aufwändigen und häufig auch konfliktträchti- 
gen Auszahlungsantrag nach § 74 Einkommen- 
steuergesetz bzw. Artikel 75 Abs. 2 der EWG- 
Verordnung 1408/71, um zu erreichen, dass 
derjenige Elternteil Kindergeld erhält, der für 
die Kinder sorgt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 23. Oktober 2003 

Aus den zwischenstaatlichen Vereinbarungen innerhalb der EU, die 
auch im Verhältnis zur Schweiz Anwendung finden und den nationa- 
len Regelungen Vorgehen, ergibt sich zwingend, dass in bestimmten 
Fällen das Kindergeld oder die vergleichbare schweizerische Leistung 
vorrangig einem Elternteil zusteht, ohne dass es darauf ankommt, wel- 
cher Elternteil die Kinder in seinem Haushalt aufgenommen hat. 
Nach den deutschen zivilrechtlichen Regelungen steht das Kindergeld 
beiden Elternteilen jeweils hälftig zu, unabhängig davon, an welchen 
Elternteil das Kindergeld unmittelbar ausgezahlt wird. Nur für den 
Fall, dass der Empfänger des Kindergeldes seiner Unterhaltsverpflich- 
tung gegenüber den Kindern nicht nachkommt, kann das Kindergeld 
an den Elternteil, der den Kindern Unterhalt gewährt, unmittelbar 
ausgezahlt werden (§ 74 Abs. 1 Satz 4 Einkommensteuergesetz bzw. 
Artikel 75 Abs. 2 EWG 1408/71). Eine grundsätzliche Verknüpfung 
von Kindergeldanspruch und Haushaltszugehörigkeit - entsprechend 
der Regelung im deutschen Einkommensteuerrecht - bedürfte einer 
tiefgreifenden Änderung der innerhalb der Europäischen Union 
geltenden Vereinbarung. 


23. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bei der Europäischen 
Investitionsbank (EIB) in Brüssel angefragt, 
ob im Rahmen der durch die Regierungen 
Deutschlands und Frankreichs vorgesehenen 
milliardenschweren Investitionsprojekte zur 
Ankurbelung des Wirtschaftswachstums für 
private Investoren die Möglichkeit besteht, 
subventionierte Darlehen zu Sonderkonditio- 
nen zu bekommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 21. Oktober 2003 

Die Bundesregierung steht ständig im Kontakt mit der Europäischen 
Investitionsbank (EIB) in Luxemburg. Die EIB hat bei den bisherigen 
Beratungen zur europäischen Wachstumsinitiative ihre Bereitschaft er- 
klärt, die Initiative mit einem umfassenden Instrumentarium zu unter- 
stützen. 
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Die EIB finanziert im Dienste der Union Projekte, die die Integration 
fördern und die Lebensqualität der Bürger in der Union verbessern. 
Durch ihre sehr günstigen Refinanzierungsmöglichkeiten - Triple A- 
Rating - kann die Bank in der Regel Darlehen zu sehr vorteilhaften 
Bedingungen vergeben. Sie hat keine Mittel, um Zinssubventionen zu 
vergeben. 


24. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
die staatlichen Investitionen zur Ankurbelung 
des deutsch-französischen Wirtschaftswachs- 
tums zu einem schuldenfinanzierten staatlichen 
Ausgabenprogramm seitens der Bundesregie- 
rung führen, welches die Bundesbürger finan- 
ziell belasten wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 21. Oktober 2003 

In der deutsch-französischen Erklärung zur Europäischen Wachstums- 
initiative vom 18. September 2003 wurden beispielhaft insgesamt 10 
konkrete Projekte oder Maßnahmenbündel genannt, die zu einer Stei- 
gerung von Zukunftsinvestitionen in Europa beitragen könnten. Dabei 
liegt der deutsch-französische Schwerpunkt auf Forschung und Ent- 
wicklung sowie Humankapital. 

Die identifizierten Projekte dienen einerseits der Zielsetzung „Wachs- 
tum durch Förderung von Investitionen“; andererseits werden die 
Auswirkungen der genannten Projekte auf den Gemeinschaftshaus- 
halt oder die nationalen Haushalte minimiert, wie von den europä- 
ischen Wirtschafts- und Finanzministern gefordert. 

Bei den von der italienischen Präsidentschaft, von der Europäischen 
Kommission und der EIB vorgeschlagenen Finanzierungsmitteln han- 
delt es sich um zinsgünstige EIB-Kredite, 

• einerseits für TEN-Verkehrsprojekte (Transeuropäische Netze) von 
bis zu insgesamt 50 Mrd. Euro bis 2010, 

• andererseits für Forschung und Entwicklung, Risikokapital und 
Humankapital von 40 Mrd. Euro, ebenfalls bis 2010. 

Private Investoren werden diese EIB-Mittel dann nutzen, wenn die 
Finanzierungskonditionen deutlich günstiger sind als die am Markt 
üblichen Konditionen. Entscheidend für die Bewilligung von Kredit- 
mitteln durch die EIB ist die privatwirtschaftliche Rentabilität der 
Projekte. 

Mit den deutsch-französischen Vorschlägen sollen vor allem Investitio- 
nen angestoßen werden, ohne die öffentlichen Haushalte zusätzlich zu 
belasten oder ihnen Risiken aufzuerlegen. Die Projekte sollten aus 
Sicht der Bundesregierung in erster Linie durch die EIB und durch 
private Investoren finanziert werden. Mit einer direkten finanziellen 
Belastung der Bundesbürger durch die deutsch-französische Wachs- 
tumsinitiative ist daher nicht zu rechnen. 
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25. Abgeordneter 

Reinhard 

Grindel 

(CDU/CSU) 


Wird sich das Bundesministerium der Finan- 
zen mit einem Verfahren einverstanden erklä- 
ren, wonach das Soldatenheim Dörverden 
unter Niederschlagung der dort bestehenden 
Grundschuld durch den Evangelischen Ar- 
beitskreis für Soldatenbetreuung zu einem 
Preis an einen privaten Investor verkauft wird, 
der unter der Summe liegt, die ein inzwischen 
erstelltes Wertgutachten ermittelt hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 22. Oktober 2003 

Das Bundesministerium der Verteidigung verhandelt derzeit mit dem 
Evangelischen Arbeitskreis für Soldatenbetreuung (EAS) über die Ab- 
lösung der Darlehensrestforderung des Bundes. Im Rahmen dieser 
Verhandlungen werden der bei einer Veräußerung des Soldatenheimes 
zu erzielende Verkaufserlös und der Umstand, dass die Schließung 
des Soldatenheimes nicht von der EAS zu vertreten ist, berücksichtigt 
werden. 


26. Abgeordneter 
Peter 
Letzgus 

(CDU/CSU) 


Wie viele Personen machen von der so genann- 
ten Übungsleiterpauschale gemäß § 3 Nr. 26 
Einkommensteuergesetz Gebrauch, und wie 
hoch beziffert die Bundesregierung die daraus 
resultierenden Steuermindereinnahmen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 20. Oktober 2003 

Nach Schätzung der Bundesregierung erhalten 1,8 Millionen Perso- 
nen eine nach § 3 Nr. 26 EStG steuerbefreite Übungsleiterpauschale. 
Die resultierenden Steuermindereinnahmen bei Einkommensteuer 
und Solidaritätszuschlag dürften eine Größenordnung von rund 
1 Mrd. Euro erreichen. 


27. Abgeordneter 
Peter 
Letzgus 

(CDU/CSU) 


Wie viele gemeinnützige Organisationen, Ver- 
bände und Vereine nutzen die Freigrenze für 
die Körperschaft- und Gewerbesteuer für Ein- 
nahmen aus dem wirtschaftlichen Geschäftsbe- 
trieb bis zu 30 678 Euro, und wie hoch bezif- 
fert die Bundesregierung die Steuerminderein- 
nahmen wegen dieser steuerlichen Freistel- 
lung? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 20. Oktober 2003 

Es liegen keine statistischen Angaben über die Zahl der gemeinnützi- 
gen Organisationen, Verbände und Vereine, deren Einnahmen aus 
wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb die Freigrenze von 30 678 Euro 
(§ 64 Abs. 3 Abgabenordnung) nicht übersteigen, vor. Eine Beziffe- 
rung der Steuermindereinnahmen ist daher nicht möglich. 


28. Abgeordneter 

Stefan 

Müller 

(Erlangen) 

(CDU/CSU) 


Welche Position vertritt die Bundesregierung 
zur Ansiedlung der europäischen Regulie- 
rungsausschüsse für Banken und Versicherun- 
gen, insbesondere vor dem Hintergrund von 
Berichten, dass kaum Chancen für die Ansied- 
lung des Bankenausschusses in Deutschland 
bestünden, aber stattdessen ein deutscher 
Standort für den Versicherungsausschuss 
denkbar sei (vgl. Frankfurter Allgemeine Zei- 
tung vom 12. September 2003, Börsenzeitung 
vom 13. September 2003), und welche An- 
strengungen hat die Bundesregierung bislang 
unternommen, um einen der Ausschüsse in 
Deutschland anzusiedeln? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 20. Oktober 2003 

Am 3. Dezember 2002 hat der Rat der Wirtschafts- und Finanzminis- 
ter (ECOFIN) einstimmig die Übertragung des Lamfalussy-Verfah- 
rens auf den Banken- und Versicherungsbereich beschlossen. 

Eine Entscheidung über den Standort der Level-3-Sekretariate ist bis- 
lang noch nicht gefallen, weil hierüber politisch noch keine Einigkeit 
erzielt werden konnte. 

Unter Effizienzgesichtspunkten sprechen viele Argumente für Brüssel 
als gemeinsamen Standort der Level-3-Sekretariate. Diese Lösung 
wäre vor allem aus Zweckmäßigkeitsgründen zu bevorzugen, da mit 
Brüssel eine enge, flexible Abstimmung zwischen Europäischer Kom- 
mission, dem Sekretariat des Rates, dem Europäischen Parlament so- 
wie den europäischen Wirtschaftsverbänden ermöglicht würde. Diese 
Lösung wird von der Bundesregierung prioritär verfolgt, da so da- 
rüber hinaus Streit zwischen den Mitgliedstaaten über die Standortfra- 
ge vermieden werden kann. 

Die Bundesregierung bemüht sich im Rahmen der laufenden Ver- 
handlungen um eine Lösung, die den deutschen Interessen im europä- 
ischen Rahmen gerecht wird. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


29. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass deut- 
sche Kreditinstitute sich immer stärker aus 
dem Kreditgeschäft mit kleinen und mittelstän- 
dischen Unternehmen in den neuen Bundes- 
ländern zurückziehen, und wenn ja, sieht die 
Bundesregierung Möglichkeiten, diesem Trend 
entgegenzu wirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 26. September 2003 

Deutsche Kreditinstitute ziehen sich nicht generell und auch nicht mit 
einem Schwergewicht in den neuen Bundesländern aus dem Kreditge- 
schäft mit mittelständischen Unternehmen zurück. Allerdings ist ver- 
stärkt zu beobachten, dass sie wohl wegen grundlegend veränderter 
Wettbewerbsverhältnisse im globalisierten Bankenmarkt, aber auch 
wegen des vielfach verschlechterten wirtschaftlichen Umfeldes bei kre- 
ditsuchenden Unternehmen eine stringentere, an Risiken orientiertere 
Kreditvergabepraxis wählen. Die letzte Umfrage der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau, gemeinsam mit mehreren mittelständischen Wirt- 
schaftsverbänden, belegt dies: Danach berichten durchschnittlich 2 / 5 
der befragten Unternehmen, dass die Kreditgespräche mit ihren Ban- 
ken nicht mehr so unkompliziert laufen wie früher. Im Osten Deutsch- 
lands ist diese Quote etwas höher. Dabei spielt sicher eine Rolle, dass 
gerade kleinere Unternehmen - und diese dominieren in den neuen 
Ländern - die Veränderungen besonders spüren. 

Bankkredite bleiben auch künftig für kleine und mittlere Unterneh- 
men - nicht nur in Ostdeutschland - der wichtigste Finanzierungsbau- 
stein. Deshalb müssen sich die Unternehmen mit den neuen Spielre- 
geln auseinandersetzen und z. B. alles tun, um ihre Bonität und damit 
ihren Zugang zu Krediten zu verbessern. Andererseits können auch 
alternative Finanzierungsinstrumente wie Leasing oder Factoring 
Entlastung bringen. 

Der Bund wird seinen Beitrag zur Bewältigung der neuen Situation 
leisten und seine Finanzierungsansätze auf einem hohen Niveau 
weiterführen. Dabei wird es auch weiterhin Präferenzen für Unterneh- 
men in den neuen Ländern geben. Wichtige Ansätze gerade für die 
neuen Länder bieten wegen der damit verbundenen hohen Haftungs- 
freistellung z. B. die Programme StartGeld und Mikrodarlehen. Der 
Bund prüft aber auch, wie er das bisherige Angebot an nachrangig 
haftendem Fremdkapital, das damit praktisch Eigenkapitalwirkung 
entfaltet und die Finanzierungsstruktur verbessert, substantiell ver- 
breitern kann. 


30. Abgeordneter 

Ernst 

Hinsken 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung seit den An- 
kündigungen von Bundesminister Wolfgang 
Clement vom Juli 2003 nach einer niedrigeren 
Mineralölsteuer in Grenzregionen zu den EU- 
Beitrittskandidaten unternommen, um dies 
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umzusetzen, und welche Maßnahmen hat sie 
außerdem ergriffen, um die Wettbewerbsfähig- 
keit von Tankstellen in den östlichen deutschen 
Grenzregionen zu verbessern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 20. Oktober 2003 

Die Interessengemeinschaft Mittelständischer Mineralölverbände 
(IG) hat anlässlich ihrer Jahrestagung am 24. Juni 2003 einen Vor- 
schlag zu einer Lösung des Tanktourismus-Problems vorgelegt, der 
sich an einer italienischen Lösung orientiert, die in kleinen Grenzge- 
bieten zu Slowenien und der Schweiz angewandt wird. Dabei ist zu be- 
rücksichtigen, dass beide Länder seinerzeit nicht der EU angehörten, 
Slowenien ist heute Beitrittsland. Andere Möglichkeiten zur Verbesse- 
rung der Wettbewerbsfähigkeit der Tankstellen in den Grenzgebieten 
wurden von der Wirtschaft nicht gesehen. Bundesminister Wolfgang 
Clement hat am selben Tag eine Prüfung der Vorschläge „mit Sympa- 
thie“ zugesagt. In der Folge haben die Ressorts den Vorschlag der 
Wirtschaft intensiv auf Realisierbarkeit geprüft, dabei u. a. weiter- 
gehende Gespräche mit den deutschen und italienischen Mineralöl- 
verbänden geführt. Außerdem wurde der Vorschlag mit der Europä- 
ischen Kommission in Brüssel erörtert, die einer nationalen Sonder- 
regelung zustimmen müsste. Die Gespräche in Brüssel haben ergeben, 
dass die Kommission ein derartiges deutsches Anliegen nicht unter- 
stützen würde. Außerdem muss davon ausgegangen werden, dass die 
gemäß EU-Recht zwingend erforderliche einstimmige Annahme eines 
derartigen Antrags nicht erreichbar sein wird, da die Interessenlage 
speziell in den betroffenen Nachbarstaaten Österreich, Luxemburg, 
Polen und Tschechische Republik dem deutschen Anliegen diametral 
entgegensteht. Nicht zuletzt müssen auch die möglichen Auswirkun- 
gen und u. U. weit reichenden Folgen einer solchen nationalen Insel- 
lösung für die weitere Entwicklung des europäischen Binnenmarktes 
gesehen werden. Unter Abwägung aller Vor- und Nachteile des von 
der Wirtschaft vorgeschlagenen Modells hat die Bundesregierung 
letztlich beschlossen, dass keine Möglichkeit für eine politische Unter- 
stützung gesehen wird. Die IG wurde über diese Entscheidung infor- 
miert. 


31. Abgeordneter 
Steffen 
Kampeter 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung trotz der deutlichen 
Kritik des DGB (vgl. Frankfurter Rundschau 
vom 7. Oktober 2003) an dem Vorhaben fest, 
den Ausbildungsberuf Automatenkaufmann/ 
Automatenkauffrau einzurichten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 20. Oktober 2003 

Der hier vorliegende Artikel der „Frankfurter Rundschau“ bezieht 
sich nicht auf den Beruf Automatenkaufmann/Automatenkauffrau, 
sondern auf den des Automatenaufstellers/Automatenaufstellerin. 
Zum Automatenkaufmann/Automatenkauffrau ist zu sagen: 
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Am 1 . Juli 2003 fand unter Federführung des Bundesministers für 
Wirtschaft und Arbeit ein Gespräch mit den Spitzenorganisationen 
der Sozialpartner statt (sog. Monitoring). Dabei wurden Vorschläge 
für neue und zu modernisierende Ausbildungsberufe erörtert. 

Zu den von Arbeitgeberseite vorgelegten Vorschlägen gehörte u. a. 
der/die „Automatenkaufmann/Automatenkauffrau“. Die Sozialpart- 
ner sind aufgefordert, sich bis zum Frühjahr 2004 über Eckwerte für 
die Schaffung u. a. auch dieses Berufs zu verständigen und in einer 
weiteren Monitoringrunde, etwa im Mai 2004, die Bundesregierung 
über ihre Ergebnisse zu unterrichten. Die Bundesregierung wird prü- 
fen. ob die Ergebnisse tragfähig für eine Berufsausbildung sind und 
den Erlass einer Ausbildungsordnung zum Automatenkaufmann/Au- 
tomatenkauffrau rechtfertigen. 


32. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Ist ein Pressebericht aus der „Prager Zeitung“ 
vom 10. September 2003 zutreffend, wonach 
die Bundesregierung erwägt, den deutschen 
Arbeitsmarkt für Tschechen nicht erst zum 
Spätestmöglichen Zeitpunkt, also im Jahr 
2011, sondern bereits im Jahr 2006 zu öffnen, 
und wenn ja, was hat die Bundesregierung zu 
ihrem Sinneswandel bewogen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 21. Oktober 2003 

Der Pressebericht ist nicht zutreffend. Die Bundesregierung wird - 
wie alle jetzigen EU-Mitgliedstaaten - im Rahmen des auf ihren Vor- 
schlag hin vereinbarten flexiblen Modells (2+3+2-Modell) nach Ablauf 
der ersten zwei Jahre der Übergangsfrist (2006) gemäß den im Bei- 
trittsvertrag festgelegten Bestimmungen über eine weitere Inanspruch- 
nahme der Übergangsfristen bei der Arbeitnehmerfreizügigkeit ent- 
scheiden. 


33. Abgeordneter 

Stefan 

Müller 

(Erlangen) 

(CDU/CSU) 


Sind der Region Nürnberg-Mittelfranken im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ in 
den Jahren 2001 und 2002 Bundesmittel zuge- 
flossen, und wenn ja, in welcher Höhe? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 24. Oktober 2003 

Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur“ (GA) beinhaltet Investitionshilfen, die in der Bundesrepu- 
blik Deutschland in bestimmten Fördergebieten in Übereinstimmung 
mit dem Gesetz über die GA vom 6. Oktober 1969 und den jeweils 
jährlich aktualisierten Rahmenplänen der GA nach festen Regelungen 
gewährt werden. 



Drucksache 15/1829 


- 20 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Gemäß den Festlegungen des dafür jeweils geltenden Rahmenplanes 
- der von Bund und Ländern gemeinsam aufgestellt wird - dürfen auf 
der Grundlage von Strukturkriterien zur Abgrenzung der Förderge- 
biete GA-Mittel nur in ausgewählten, strukturschwachen Regionen 
eingesetzt werden. 

Die gegenwärtigen Gebiete wurden mit Wirksamkeit zum 1. Januar 
2000 gemäß Beschluss des Planungsausschusses der GA zur Neuab- 
grenzung der Fördergebiete vom 25. März 1999 und dem Beschluss 
vom 20. März 2000 festgelegt. 

Die Region Nürnberg-Mittelfranken ist aufgrund der Stärke ihrer 
Wirtschaftsstruktur in den für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ festgelegten Fördergebieten 
nicht enthalten. Aus diesem Grunde ist im Rahmen der GA keine 
Voraussetzung für Förderung mit Bundes- oder Landesmitteln gege- 
ben. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


34. Abgeordneter 

Ernst-Reinhard 

Beck 

(Reutlingen) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Meldungen bestäti- 
gen (vgl. SPIEGEL online vom 2. Oktober 
2003) wonach die Bundeswehr auf 250 000 Sol- 
datinnen und Soldaten verkleinert werden soll 
und dadurch bis zu 200 kleinere Standorte (un- 
ter 800 bis 1 000 Soldatinnen und Soldaten) ge- 
schlossen werden, und wenn ja, welche Stand- 
orte sind in Baden-Württemberg betroffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 13. Oktober 2003 

Der Personalumfang der Bundeswehr soll bis zum Jahr 2010 auf 
250 000 militärisches Personal und 75 000 ziviles Personal verringert 
werden. Die Stationierung der Bundeswehr wird stärker als bislang 
nach militärischen/funktionalen und betriebswirtschaftlichen Grund- 
sätzen ausgerichtet. Das Ergebnis der laufenden Untersuchung wird 
zu erheblichen Veränderungen in der Stationierungsarchitektur der 
Bundeswehr führen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegen noch keine 
Entscheidungen vor, inwieweit sich daraus resultierende Anpassungen 
für die einzelnen Standorte ergeben. Damit sind Auswirkungen auf 
Standorte in Baden-Württemberg noch nicht darstellbar. 


35. Abgeordneter 

Siegfried 

Helias 

(CDU/CSU) 


Treffen Zeitungsberichte zu (vgl. DIE WELT 
vom 6. September 2003), dass das Bundes- 
ministerium der Verteidigung bei der Überlas- 
sung von 23 MiG 29 Maschinen an Polen 
keinen wie in solchen Fällen üblichen War- 
tungsvertrag mit dem Vertragspartner Polen 
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geschlossen hat, und falls ja, aus welchen 
Gründen wurde ein solcher Vertrag mit Polen 
nicht geschlossen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 17. Oktober 2003 


Es trifft nicht zu, dass im Zusammenhang mit der Abgabe von Waf- 
fensystemen der Abschluss von Wartungsverträgen üblich ist. Im vor- 
liegenden Fall war dies den polnischen Luftstreitkräften vorgeschla- 
gen worden. Polen plante ursprünglich, die bei zehn MiG 29-Luftfahr- 
zeugen erforderliche Depotinstandsetzung bei der Firma MAPS ’ 
durchführen zu lassen. Schließlich ist Polen aus finanziellen Gründen 
von dieser Planung abgerückt. 


36. Abgeordneter 

Siegfried 

Helias 

(CDU/CSU) 


Ist es möglich und geplant einen entsprechen- 
den Wartungsvertrag nachträglich zu schlie- 
ßen, und welche Verluste würden deutschen 
Firmen durch das Ausbleiben entsprechender 
Wartungsaufträge entstehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 17. Oktober 2003 

Die polnischen Luftstreitkräfte planen, die Depotinstandsetzung der 
zehn Luftfahrzeuge in Polen durchzuführen. Die Firma MAPS ver- 
handelt zurzeit mit Polen über eine mögliche Unterstützung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


37. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Verletzung des 

Klaus Jugendschutzgesetzes in der Tatsache, dass die 

Haupt in der so genannten IMAX-Technik produzier- 

(FDP) ten Filme in speziellen Kinos in ganz Deutsch- 

land ohne die nach § 11 in Verbindung 
mit § 14 Jugendschutzgesetz vorgeschriebene 
Alterskennzeichnung beziehungsweise Kenn- 
zeichnung als Infoprogramm oder Lehrpro- 
gramm öffentlich gezeigt werden, und wenn ja, 
wie will die Bundesregierung in Zusammenar- 
beit mit den für Jugendschutz zuständigen Stel- 
len die künftige Einhaltung des Jugendschutz- 
rechts bei öffentlichen IMAX-Vorführungen 
sicherstellen? 


*) MAPS: MiG Aircraft Product Support GmbH (deutsch-russisches Gemeinschaftsunter- 
nehmen im Hause der Fa. EADS). 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marieluise Beck 
vom 22. Oktober 2003 

Nach § 11 Abs. 1 Jugendschutzgesetz (JuSchG) darf die Anwesenheit 
bei öffentlichen Filmveranstaltungen Kindern und Jugendlichen nur 
gestattet werden, wenn die Filme von der obersten Landesbehörde 
oder einer Organisation der freiwilligen Selbstkontrolle im Rahmen 
des Verfahrens nach § 14 Abs. 6 JuSchG zur Vorführung vor ihnen 
freigegeben worden sind oder wenn es sich um Informations-, Instruk- 
tions- und Lehrfilme handelt, die vom Anbieter mit „Infoprogramm“ 
oder „Lehrprogramm“ gekennzeichnet sind. 

Eine Verpflichtung zur Kennzeichnung von Kinofilmen ergibt sich 
aus dem Jugendschutzgesetz nicht. Nicht gekennzeichnete Filme kön- 
nen volljährigen Personen vorgeführt werden. Wenn jedoch auch Kin- 
dern und Jugendlichen die Anwesenheit bei diesen öffentlichen Film- 
veranstaltungen gestattet werden soll, so haben Veranstalter und Ge- 
werbetreibende die Beschränkungen des § 1 1 JuSchG zu beachten. 

Für die Freigabe und Kennzeichnung von Filmen ist nach der Verein- 
barung der obersten Landesjugendbehörden mit der Spitzenorganisa- 
tion der Filmwirtschaft e. V. die Freiwillige Selbstkontrolle der Film- 
wirtschaft (FSK) zuständig. Auch Filme, die in der IMAX-Technik 
produziert sind, wurden und werden der FSK zur Prüfung der Alters- 
kennzeichnung vorgelegt. Bei der Kennzeichnung berücksichtigt die 
FSK neben der inhaltlichen Aussage des Filmes auch die spezielle 
Vorführtechnik in den IMAX-Kinos. 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse dahin gehend vor, 
dass generell in IMAX-Kinos die Anwesenheit von Kindern und Ju- 
gendlichen auch bei nicht gekennzeichneten Filmen gestattet wird. So- 
weit im Einzelfall Kinos gegen das Jugendschutzgesetz verstoßen, 
können die zuständigen Behörden in den Ländern diese Zuwiderhand- 
lungen mit einem Bußgeld bis zu 50 000 Euro ahnden (§ 28 Abs. 1 
Nr. 14, Abs. 5 JuSchG). 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Soziale Sicherung 


38. Abgeordneter 

Jens 

Spahn 

(CDU/CSU) 


Wann wird das Bundesministerium für Ge- 
sundheit und Soziale Sicherung die erste Über- 
sicht nach § 73 Abs. 1 Arzneimittelgesetz über 
die Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
und die anderen Vertragsstaaten des Europä- 
ischen Wirtschaftsraumes, in denen für den 
Versandhandel und den elektronischen Handel 
mit Arzneimitteln dem deutschen Recht ver- 
gleichbare Sicherheitsstandards bestehen, ver- 
öffentlichen, und welche Länder werden nach 
derzeitigem Planungsstand in diese Übersicht 
aufgenommen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 10. Oktober 2003 

Zeitpunkt und Inhalt der Veröffentlichung einer Übersicht nach § 73 
Abs. 1 Arzneimittelgesetz sind abhängig von Abschluss und Ergebnis 
einer schriftlichen Abfrage, bei der die betroffenen Staaten um Aus- 
kunft gebeten werden, ob in dem jeweiligen Land für den Versandhan- 
del und elektronischen Handel mit Arzneimitteln Sicherheitsstandards 
erfüllt werden, die in dieser Hinsicht mit dem deutschen Recht ver- 
gleichbar sind. Derzeit werden Vorbereitungen zur Durchführung die- 
ser Befragung getroffen. 


39. Abgeordneter 

Jens 

Spahn 

(CDU/CSU) 


Wie genau stellt sich das Verfahren zur Auf- 
nahme in die bzw. Streichung aus der Über- 
sicht dar? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 10. Oktober 2003 

Zum Modus der Abfrage wird auf die Antwort zu Frage 38 verwiesen. 

Die Staaten, die der Bundesregierung bestätigen, dass bei ihnen für 
den Versandhandel und elektronischen Handel mit Arzneimitteln Si- 
cherheitsstandards erfüllt werden, die in dieser Hinsicht mit dem deut- 
schen Recht vergleichbar sind, werden in der o. a. Übersicht bekannt 
gemacht. Eine Streichung von Staaten aus dieser Übersicht erfolgt, 
wenn der Bundesregierung bekannt wird, dass diese Sicherheitsstan- 
dards dort nicht mehr existieren. 


40. Abgeordneter 

Jens 

Spahn 

(CDU/CSU) 


Wie verhält sich die Bundesregierung zu der 
von der Parlamentarischen Staatssekretärin 
bei der Bundesministerin für Gesundheit und 
Soziale Sicherung, Marion Caspers-Merk, in 
der Plenardebatte vom 26. September 2003 
(Plenarprotokoll 15/64, S. 5472 D) gemachten 
Aussage, ein gesetzwidriges Verhalten der 
Apotheker im Zusammenhang mit der Einfüh- 
rung eines internetgestützten Vertriebsweges 
„gerne zu tolerieren“? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 10. Oktober 2003 

Das Internetportal www.aponet.de hatte zunächst bekannt gegeben, 
schon ab September 2003 apothekenpflichtige Arzneimittel auf dem 
Wege der flächendeckenden Hauszustellung vertreiben zu wollen. 
Von diesem Vorhaben wurde jedoch im Hinblick auf die derzeitige 
Rechtslage Abstand genommen. Vielmehr erfolgen ausweislich der all- 
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gemeinen Geschäftsbedingungen des o. g. Internetportals Arzneimit- 
telieferungen nach den Vorschriften der Apothekenbetriebsordnung, 
wonach es im begründeten Einzelfall auch gestattet ist, dass Apothe- 
ken Arzneimittel per Botenlieferung zustellen. Somit ist die Grundlage 
für diese Frage entfallen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


41. Abgeordneter 

Siegfried 

Helias 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu der Ent- 
scheidung, dass die Wasser- und Schifffahrts- 
direktion Ost in Magdeburg das Planfeststel- 
lungsverfahren für den Ausbau des Sacrow- 
Paretzer-Kanals bei Marquardt nördlich von 
Potsdam (einem Teilstück des Verkehrsprojek- 
tes Deutsche Einheit 17) eingestellt hat (vgl. 
DER TAGESSPIEGEL vom 4. September 
2003) und welche weiteren Planungen gibt es 
zum weiteren Ausbau der Wasserstraßen im 
Rahmen des Verkehrsprojektes Deutsche Ein- 
heit 17 und/oder anderen Verkehrsprojekten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 21. Oktober 2003 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung der Planfeststellungsbehör- 
de der Wasser- und Schifffahrtsdirektion Ost, dass das Planfeststel- 
lungsverfahren für den Ausbau des Sacrow-Paretzer-Kanals und des 
Anbindungsbereichs Havelkanal aus rechtsstaatlichen Erwägungen 
eingestellt werden musste. 

Das Verfahren war im Februar 2001 eröffnet worden. Nach der An- 
hörung der Betroffenen und der Behörden hatten sich erhebliche Än- 
derungen ergeben, die eine umfangreiche Umplanung und weitere 
Gutachten erforderlich machten. Die hierdurch verursachte Verzöge- 
rung dauerte bis März 2003. Eine Fortsetzung des Verfahrens war zu 
diesem Zeitpunkt aber nicht mehr möglich, da aufgrund der Fest- 
legungen der Flusskonferenz (5-Punkte-Programm der Bundesregie- 
rung) alle Ausbauplanungen und in ihren Auswirkungen vergleichbare 
Unterhaltungsmaßnahmen an Bundeswasserstraßen gestoppt und auf 
den Prüfstand gestellt worden waren, um vor dem Hintergrund der 
Hochwasserereignisse im August 2002 ihre Wirkungen auf den Hoch- 
wasserschutz erneut zu bewerten. Das Planfeststellungsverfahren wird 
vom Träger des Vorhabens zu gegebener Zeit neu beantragt werden. 

Die für alle Ausbauplanungen von der Bundesanstalt für Wasserbau 
(BAW) erstellten sog. Hochwassertestate liegen inzwischen den für 
Hochwasserschutz zuständigen Ländern vor. Die Testate sagen aus, 
dass bei allen in der Durchführung zurückgestellten Projekten keine 
signifikanten Auswirkungen auf das Hochwasserschutzniveau zu ver- 
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zeichnen sind. In Einzelfällen sind lediglich die Detailplanungen zu 
optimieren. 

Lediglich der Donauausbau nach Variante A weist eine Beeinflussung 
des Hochwasserschutzniveaus auf, deren Kompensation möglich ist 
und in dem noch von der zuständigen bayerischen Behörde durchzu- 
führenden Raumordnungsverfahren näher behandelt werden wird. 

Die Planungen der Bundesregierung zum weiteren Ausbau der Was- 
serstraßen im Rahmen des Verkehrsprojekts Deutsche Einheit 17 
und/oder anderen Verkehrsprojekten haben sich gegenüber dem Bun- 
desverkehrswegeplan 2003 nicht verändert. 


42. Abgeordneter 

Siegfried 

Helias 

(CDU/CSU) 


Sollen die Gemeinden und das Land Berlin, 
die in Erwartung der Umsetzung des Verkehrs- 
projektes Deutsche Einheit 17 bereits zahlrei- 
che Investitionen geleistet haben, für Verzöge- 
rungen oder sogar einen Stopp der Umsetzung 
des Verkehrsprojektes Deutsche Einheit 17 
und die daraus entstehenden Verluste in Form 
von fehlenden Einnahmen entschädigt werden 
und wenn ja, wie? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 21. Oktober 2003 

Für Entschädigungen infolge von Verzögerungen bei der Umsetzung 
von Verkehrsprojekten gibt es keine Rechtsgrundlage. 


43. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche Haushaltsmittel werden in den Haus- 
haltsplan 2004 für den Ausbau der Bundes- 
straße B 85 im Abschnitt Cham-Untertrauben- 
bach eingestellt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 26. September 2003 

Ob und in welchem Umfang Mittel für den 4-streifigen Ausbau der 
Bundesstraße B 85 im Abschnitt Chanr-Untertraubenbach in den 
Bundesfern Straßenhaushalt 2004 eingestellt werden, kann abschlie- 
ßend erst in Kenntnis des vom Deutschen Bundestag verabschiedeten 
Bundeshaushaltes und nach Abstimmung mit der bayerischen Straßen- 
bauverwaltung festgelegt werden. 


44. Abgeordneter 

Norbert 

Königshofen 

(CDU/CSU) 


Warum ist die Bahnstrecke Essen-Kray-Bo- 
chum bisher nicht in die Liste des Bundes 
„Vordringlichste Härtefälle für eine Lärm- 
sanierung an bestehenden Eisenbahnstrecken“ 
aufgenommen worden? 
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45. Abgeordneter 

Norbert 

Königshofen 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung die Bahn- 
strecke Essen-Kray-Bochum zukünftig in die 
Liste „Vordringlichste Häftefälle für eine 
Lärmsanierung an bestehenden Eisenbahn- 
strecken“ aufzunehmen? 


46. Abgeordneter Wenn nein, warum nicht, und wenn ja, wann 

Norbert wird dies der Lall sein? 

Königshofen 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 16. Oktober 2003 

Die Strecke Essen-EssenKray-Süd-Bochum (Strecken-Nr. 2160) 
weist zwar eine Lärmemission auf, die eine Überschreitung von Lärm- 
sanierungsgrenzwerten an Wohngebäuden erwarten lässt, die 
Lärmemission ist jedoch nicht so hoch wie bei Streckenabschnitten, 
die bislang vorrangig in die Liste der vordringlich zu sanierenden 
Streckenabschnitte aufgenommen worden sind. 

Die DB Netz AG wird dem Bundesministerium für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen bis Ende dieses Jahres eine Gesamtkonzeption 
zur Lärmsanierung an Schienenwegen vorlegen, die Grundlage für 
eine Bestimmung des Gesamtumfangs notwendiger Maßnahmen und 
der Prioritäten sein wird. 


47. Abgeordneter 

Norbert 

Königshofen 

(CDU/CSU) 


Wann wird das von der Bundesregierung ange- 
kündigte Konzept zur Metro Express Bahn 
zwischen Dortmund und Köln vorliegen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 16. Oktober 2003 

Die Bundesregierung und das Land Nordrhein-Westfalen sind über- 
eingekommen, zur Lösung der verkehrlichen Probleme der Rhein- 
Ruhr-Region gemeinsam mit der Deutschen Bahn AG ein geeignetes 
Konzept zu entwickeln. Angesichts des frühen Stadiums der Überle- 
gungen sind Aussagen zum Zeitpunkt der Lertigstellung des Konzep- 
tes derzeit noch nicht möglich. 


48. Abgeordneter 

Markus 

Meckel 

(SPD) 


Ist ein förmliches Abkommen zwischen der 
Deutschen und der Polnischen Regierung für 
den Ausbau der Bahnstrecke Berlin-Anger- 
rnünde bis zur polnischen Grenze in Richtung 
Sczcezin (Stettin) für einen durchgehenden 
zweigleisigen Ausbau für 160 km/h einschließ- 
lich Elektrifizierung zwingend nötig? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 21. Oktober 2003 

Ja. Der Ausbau der Strecke Berlin- Stettin-Grenze Deutschland/Po- 
len ist als Internationales Projekt im neuen Bundesverkehrswegeplan 
2003 enthalten. Für deren Ausbau ist es erforderlich, eine Vereinba- 
rung mit der Republik Polen zu schließen. 


49. Abgeordneter 

Markus 

Meckel 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, ob die Deutsche Bahn AG in Zukunft 
diese Strecke als internationale oder nur als 
regionale Strecke zu betreiben gedenkt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 21. Oktober 2003 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass die Strecke Berlin-Stettin 
gemäß ihrem Ausbauziel nach deren Fertigstellung zukünftig wieder 
als Fernverkehrsstrecke für den Personen- und Güterverkehr genutzt 
wird. Gegenteilige Äußerungen hinsichtlich der künftigen Nutzung 
dieser Strecke durch die Deutsche Bahn AG sind der Bundsregierung 
nicht bekannt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


50. Abgeordneter 

Albrecht 

Feibel 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die Gesamtkosten für die vom 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit geschaltete Anzeigen- 
aktion unter dem Motto „Dosenpfand wirkt“ 
(siehe z. B. Frankfurter Allgemeine Zeitung 
vom 6. Oktober 2003)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 22. Oktober 2003 

Die Kosten der Anzeigenaktion „Dosenpfand wirkt“ des Bundes- 
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit be- 
laufen sich auf 112 511 Euro (inkl. MWSt). 


51. Abgeordneter 

Werner 

Wittlich 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, dass 95 Prozent der Kunden 
einer Plandelskette aus Nordrhein-Westfalen, 
die Tankstellen und Kioske beliefert, Ver- 
triebsstellen von unter 200 m 2 Verkaufsfläche 
betreibt und deshalb die Rücknahme von Ein- 
weggetränkeverpackungen auf die Marken be- 
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schränken kann, die sie in ihrem Sortiment 
führt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 23. Oktober 2003 

Die genaue Kundenstruktur und die dazugehörigen jeweiligen Ver- 
kaufsflächen einer Handelskette aus Nordrhein-Westfalen, die Tank- 
stellen und Kioske beliefert, ist der Bundesregierung nicht bekannt. 
Soweit es sich um Verkaufsflächen mit einer Größe von unter 200 m 2 
handelt, ist nach § 6 Abs. 1 Satz 5 der Verpackungsverordnung von 
1998 die Beschränkung der Rücknahme auf die im Sortiment befind- 
lichen Marken möglich. Diese rechtliche Option wirkt sich jedoch 
bei Teilnahme an der o. a. Rücknahmelösung nicht aus. Denn in den 
„Teilnahmebedingungen für Einzelhändler“ dieses Rücknahmesys- 
tems ist vorgesehen, dass die beteiligten Einzelhändler über die gesetz- 
lichen Verpflichtungen hinaus auch alle anderen Verpackungen des 
Rücknahmesystems, die mit einem besonderen Kennzeichen versehen 
sind, gegen Pfanderstattung zurückzunehmen haben. 


52. Abgeordneter 

Werner 

Wittlich 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, dass die in Frage 51 genannte 
Handelskette keinerlei Einfluss auf die Ent- 
scheidung ihrer Kunden hat, sich am Pfand- 
rücknahmesystem zu beteiligen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 23. Oktober 2003 

Herstellern und Vertreibern steht es frei, auf welchem Weg sie die 
Vorgaben der Verpackungsverordnung von 1998 umsetzen. Dazu ge- 
hört auch die Freiheit der Wahl, welcher der konkurrierenden flächen- 
deckenden Rücknahmelösungen sie sich zur Erfüllung der umfassen- 
den Pfand-/Rücknahmepflicht anschließen wollen. Bei Nichterfüllung 
der Pflichten aus der Verpackungsverordnung drohen Bußgelder von 
bis zu 50 000 Euro für jeden Verstoß. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung 


53. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Welche Investitionsprojekte im Bereich For- 
schung sollen im Rahmen der Wachstumsini- 
tiative gefördert werden, auf die sich die Bun- 
desregierung und die Regierung Frankreichs 
im Rahmen der 81. Deutsch-Französischen 
Regierungskonsultationen verständigt haben, 
und ist dabei auch an die Realisierung der Eu- 
ropäischen Spallations-Neutronenquelle (ESS) 
in der Bundesrepublik Deutschland gedacht? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christoph Matschie 
vom 13. Oktober 2003 

Deutschland und Frankreich haben die Initiative der italienischen Prä- 
sidentschaft, der Europäischen Kommission und der Europäischen In- 
vestitionsbank aufgegriffen und im Rahmen der 81. Deutsch-Französi- 
schen Regierungskonsultationen am 18. September 2003 in Berlin 
eine Gemeinsame Erklärung für mehr Wachstum in Europa verab- 
schiedet. Der Bundesminister der Finanzen hat die d-f Wachstums- 
initiative auf der letzten Sitzung des ECOFIN (7. Oktober 2003) 
eingebracht. Die weitere Ausgestaltung der Wachstumsinitiative und 
insbesondere die Identifizierung konkreter Projekte im Bereich der 
Forschung soll im Vorfeld des Europarates im Dezember vorangetrie- 
ben werden. 

Bei den zwei deutsch-französischen Vorschlägen aus dem Forschungs- 
und Entwicklungsbereich handelt es sich um den Ausbau des Internets 
der 3. Generation und um die Förderung der Nutzung von Halbleiter- 
technologie. 

Aus dem Bereich „Großgeräte der naturwissenschaftlichen Grand- 
lagenforschung“ ist in der 10 Projekte umfassenden gemeinsamen 
deutsch-französischen Liste derzeit kein Projekt enthalten. 


Berlin, den 24. Oktober 2003 
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